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Unsere Delegierten arbeiten in sieben Ausschüssen mit 
Bericht der  liechtensteinischen Parlamentarierdelegation beim Europarat an den Landtag - grosse zeitliche Beanspruchung 

In der Parlamentarischen Versamm­
lung des Europarates ist unser Land 
durch die beiden ordentlichen Abgeord­
neten Paul Kinde (VU) und Louis Gass­
ner (FBP) sowie durch die beiden stell­
vertretenden Abgeordneten Felix Hassler 
(FBP) und Emma Brogle (VU) vertre­
ten. Die kleine Delegation, die in ver­
schiedenen Ausschüssen neben der Teil­
nahme an den Plenumsversammlungen 
tätig ist, hat zuhanden des Landtags den 
jährlichen Bericht abgeliefert, der auch 
Gegenstand der Behandlung im Landtag 
am nächsten Dienstag sein wird. 

Der Bericht der  Parlamentarierkom­
mission enthält einen kurzen Überblick 
über die Tätigkeit in der Parlamentari­
schen Versammlung und in den Aus­
schüssen des Europarates, eine Darstel­
lung der Tätigkeit der einzelnen Dele­
gierten sowie einen Rückblick. Aller­
dings handelt es sich bei diesem Rück­
blick nicht um eine politische Wertung 
der  Arbeit des Europarates oder de r  Par­
lamentarischen Versammlung, sondern 
mehr um die Zusammenfassung eines 
Hoffnungsschimmers für die Bewohner 
der  Staaten hinter dem Eisernen Vor­
hang: «Unfreie und verfolgte Bürger in 
den Oststaaten erfahren, dass sich die 
europäischen Demokratien mit ihrem 
Schicksal befassen und dass auf interna­
tionalen Foren immer wieder auf die 
Missstände hingewiesen und Forderun­
gen nach Verbesserungen gestellt wer­
den. Dies mag in den Augen vieler Bür­
ger westlicher Demokratien wenig er­
scheinen, für die Betroffenen bedeutet es 
sehr viel. Es gibt ihnen M u t  und stärkt sie 
in ihren Bemühungen um die Respektie­
rung der Menschenrechte in ihren Län­
dern.» 
Einhaltung der Menschenrechte 

Mit diesen Fragen hatte sich vor allem 
Felix Hassler (FBP) als Mitglied im «Aus-
schuss für die Beziehungen mit den euro­
päischen Nichtmitgliedländern» zu befas­
sen, da  die Hauptarbeit des Ausschusses 
in der Beobachtung der Einhaltung der 
Menschenrechte in den Ländern Euro­
pas, die dem Europarat nicht angehören, 
vornehmlich natürlich der Ost-Staaten, 
besteht. Berichte wurden über  die Situa­
tion in den Gefängnissen der D D R ,  über 

.die Eigenstaatlichkeit der baltischen 
Staaten sowie über die deutschstämmigen 
Russen vorgelegt. Ausserdem tagte in 
Ungarn die Paneuropäsiche Bildungsfor-
schungskonferenz, an der Felix Hassler 
(FBP) ebenfalls teilnahm. Über  diese Ar­
beit berichtet e r  folgendes: «Im An-
schluss an diese Konderenz in Ungarn 
hatte ich den Auftrag erhalten, Mitglie­
dern der ungarischen Regierung einen 
Besuch abzustatten, um die Beziehun­
gen, die seit einiger Zeit zwischen Un­
garn und dem Europarat bestehen, zu 
beleben und das Interesse des Europara­
tes an diesen Beziehungen zu erkunden. 
Ich konnte dabei feststellen, dass seitens 
der ungarischen Regierung ein grosses 
Interesse am Europarat besteht. Wenn es 
auch nicht zu einem Beitritt Ungarns zum 
Europarat kommen kann, so ist Ungarn 
doch bereit und sehr interessiert, in ver­
schiedenen Bereichen mit dem Europarat 
zusammenzuarbeiten.» 
Aktive Mitarbeit 

Unsere vier Delegierten beim Europa­
rat nahmen im letzten Jahr (genau vom 

April 1986 bis Mai 1987) an der Früh­
jahrssession, der Herbst- und Winterses­
sion sowie der  Mini-Session in Istanbul 
teil. Von den insgesamt 13 Fachausschüs­
sen ist unser Land durch die vier Dele­
gierten in sieben Ausschüssen vertreten. 
Delegationsleiter Paul Kindle (VU) ar­
beitet im «Ausschuss für politische Fra­
gen», im Ständigen Ausschuss uftd im 
Gemischten Ausschuss mit, während 
Louis Gassner (FBP) als zweites Mitglied 
des Landtags im «Ausschuss» für Wirt­
schaftsfragen und Entwicklung» sowie im 
«Ausschuss für Wanderarbeiter, Flücht­
linge und Bevölkerungsfragen» tätig ist. 

Die beiden stellvertretenden Abgeord­
neten Felix Hassler (FBP) und Emma 
Brogle (VU) sind im «Ausschuss für die 
Beziehungen mit den europäischen 
Nichtmitgliedsstaaten» und im «Aus­
schuss für Sozial- und Gesundheitsfra­
gen» bzw. im «Ausschuss für Kultur und 
Erziehung» und im «Ausschuss für Um­
welt», Raumplanung und lokale Angele­
genheiten» vertreten. Gewählte Mitglie­
der und Stellvertreter helfen nach dem 
Bericht einander in der Mitarbeit in den 
Ausschüssen aus, indem jedes Ausschuss­
mitglied auch ein Ersatzmitglied neben 
sich hat.  

Auch untereinander findet die notwen­
dige Kommunikation statt. Nach dem Be­

richt trafen sich die Europaratsparlamen­
tarier innerhalb eines Jahres zu fünf Sit­
zungen, in denen die Mitarbeit in den 
Kommissionen, die Koordination mit 
liechtensteinischen Fachbeamten, die an 
Expertenkomitee-Sitzungen des Europa­
rates teilnehmen und die Präsidentschaft 
im Ministerkomitee ebenso zur Sprache 
kam wie die finanzielle Entschädigung 
der Delegationsmitglieder und der  Bei­
tritt von Paul Kindle (VU) und Emma 
Brogle (VU) zur christ-demokratischen 
Fraktion. 

Zeitliche Anforderungen 
Für Emma Brogle (VU) und Paul 

Kindle (VU) als Delegationsleiter war die 
Arbeit in den letzten Monaten in Strass-
burg noch Neuland, in das sie sich, wie 
Paul Kindle hervorhob, zuerst einarbei­
ten mussten. Probleme ergaben sich nach 
seiner Ansicht vor allem durch die grosse 
zeitliche und sprachliche Beanspruchung, 
da die Dokumente des Europarates vor­
wiegend in den beiden offiziellen Europa­
ratssprachen Englisch und Französisch 
vorliegen. E r  führt jedoch dazu aus, «dass 
die Mitgliedschaft Liechtensteins beim 
Europarat für die Stärkung der Eigen­
ständigkeit unseres Landes ein wichtiger 
Schritt war, der in den letzten Jahren 
auch entsprechende Früchte getragen ha­

be», ohne diese Früchte genauer zu be­
nennen. 

Louis Gassner (FBP), mit dem Betrieb 
im Europarat schon seit 1984 bekannt, 
arbeitet gegenwärtig an einem Bericht 
über «internationale Postgebühren», den 
die Parlamentarische Versammlung im 
nächsten Jahr debattieren und entgegen­
nehmen wird. 

E r  beschäftigte sich im Rahmen seiner 
Tätigkeit im diesbezüglichen Ausschuss 
auch mit der Überalterung der Bevölke­
rung in Europa sowie dem Gleichgewicht 
zwischen der Arbeitenden und nichter­
werbstätigen Bevölkerung. Nach seinen 
Ausführungen, die e r  in der Debatte der 
Parlamentarischen Versammlung vor­
trug, ist in der heutigen Gesellschaft eine 
spürbare Kinderfeindlichkeit festzustel­
len. Deshalb unterstütze e r  den Vor­
schlag des Berichterstatters, die materiel­
len Nachteile, die einer Familie durch 
Kinder erwachsen, nach Möglichkeit aus­
zuräumen. Zur  Situation der überalterten 
Bevölkerung in Liechtenstein bemerkte 
Louis Gassner (FBP), dass unser Land 
von dieser Problematik noch nicht sehr 
stark berührt wurde, die konstant hohe 
Quote der jüngeren Bevölkerungsschich­
ten jedoch eine Folge des ständigen Zu­
wachses ausländischer Arbeitskräfte sei. 

(G .M. )  
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«Durchbruch» in Ost-West-Beziehungen 
Regierungsbericht des bundesdeutschen Kanzlers K o h l  <•zur Lage der  Nation» 

Bonn (AP) Der Deutsche Bundestag 
hat es mit der Mehrheit der Stimmen der 
Bonner Regierungskoalition abgelehnt, 
sich die Entscheidung von Bundeskanzler 
Helmut Kohl für den Verzicht auf die 
Pershing-la-Raketen ausdrücklich zu ei­
gen zu machen. Nach einer gut vierstün­
digen deutschlandpolitischen Debatte vor 
spärlich besetztem Plenum wurde ein An­
trag der SPD-Fraktion, den Verzicht aus­
drücklich zu begrüssen, am Donnerstag 
in namentlicher Abstimmung abgelehnt. 

Verabschiedet wurde stattdessen eine 
von der Koalition vorgelegte Entschlies-
sung, in der der  Pershing-Verzicht, der  zu 
heftigen Auseinandersetzungen zwischen 
C D U  und CSU geführt hatte, lediglich 
indirekt angesprochen wird: De r  Regie­
rung wird darin bescheinigt, sie habe zu 
der amerikanisch-sowjetischen Einigung 
über die weltweite Beseitigung ihrer ato­
maren Mittelstreckenraketen «Wesent­
liches beigetragen». 

An  den Ältestenrat überwiesen wurde 
ein SPD-Antrag, der konkrete Schritte 
zur Normalisierung des Verhältnisses 
zwischen Bundestag und DDR-Volks­

kammer fordert. Die SPD hatte auf eine 
sofortige Abstimmung darüber verzich­
tet, um eine Einigung darüber möglich zu 
machen. 

Grundlage der Debatte war der jährli­
che Regierungsbericht zur Lage der Na­
tion, den Kohl in Form einer 55minütigen 
Regierungserklärung abgegeben hatte. 
Dabei würdigte Kohl die Einigung zwi­
schen Washington und Moskau als «bei­
spiellosen Durchbruch» in den Ost-West-
Beziehungen und nannte die erheblich 
gestiegene Zahl der Besucher aus der 
D D R  den wichtigsten Erfolg seiner 
Deutschlandpolitik. 

Dynamik entwickelt 
Kohl bezeichnete den Bonn-Besuch 

des DDR-Staatsratsvorsitzenden Erich 
Honecker und die Verständigung zwi­
schen den Grossmächten über die Mittel­
streckenraketen zwei herausragende Er­
eignisse, die die Menschen in diesem'Jahr 
besonders bewegt hätten. In ihnen kom­
me der gegenwärtige Stand der Ost-West-
Beziehungen zum Ausdruck, die mittler­

weile eine Dynamik entwickelt hätten, 
die noch vor wenigen Jahren von vielen 
als Utopie abgetan worden sei. 

Kohl bekräftigte die Grundsatz- und 
Rechtspositionen der Bonner Deutsch­
landpolitik. Die Bundesregierung achte 
die bestehenden Grenzen, wolle aber die 
Teilung Deutschlands und Europas auf 
dem Weg friedlicher Verständigung über­
winden. Solange die Deutschen vonein­
ander getrennt seien, sei es Aufgabe der 
Regierungspolitik, die schmerzlichen Fol­
gen der Teilung Deutschlands zu lindern, 
das Bewusstsein der Zusammengehörig­
keit aller Deutschen zu stärken sowie 
Verbindendes zu erhalten und neue Ge­
meinsamkeiten zwischen ihnen zu stiften. 

KOMMENTAR 
Das Volk  freut sich jedesmal, wenn sich 

ein Alt-Regierungschef z u  Worte meldet, 
aus seiner Sicht Stellung z u  aktuellen poli­
tischen Fragen bezieht und mit seiner Mei­
nung nicht hinter dem Berg hält. Das wird 
auch bei Alt-Regierungschef Dr. Alfred 
Hilbe nicht anders sein, der in seinem 
Leibblatt einen «Diskussionsbeitrag» über 
das «ungeliebte Sozialwerk», also über die 
Betriebliche Vorsorge (2. Säule) veröffent­
lichte. Sein Diskussionsbeitrag ist aller­
dings dazu geeignet, Diskussionen auszu­
lösen, beispielsweise darüber, wie ober­
flächlich ein Alt-Regierungschef sein darf, 
um in der Öffentlichkeit Stellung z u  be­
ziehen. 

Etwas in Anlehnung an Boulevard-Stil 
bezeichnet Hilbe die Vorlagen über die 
Betriebliche Vorsorge und  die Kultusbei­
träge als «Jahrhundertwerke» und ortet 
gleichzeitig eine fast vollständige «partei­
politische Polarisierung». Über diese Be­

tet er informiert? 

wertung kann man geteilter Meinung sein, 
doch ist der inflationäre Gebrauch des 
Begriffs «Jahrhundertwerk» der Sache be­
stimmt nicht sonderlich förderlich. 

I m  weiteren beklagt der Alt-Regierungs­
chef, dass der Kommissionsbericht «für 
Nichtparlamentarier nicht zugänglich» sei. 
Hier irrt der Staatsmann, denn diesmal 
liess sein Parteifreund, Landtagspräsident 
Dr. Karlheinz Ritter (VU), schon zwei 
Wochen vor der Landtagssitzung f ü r  die 
breitere Öffentlichkeit die Sperrfrist f ü r  
den Kommissionsbericht lockern. Richtig 
ist hingegen, dass sich der Landtagspräsi­
dent bislang immer sträubte, mit  welcher 
Legitimation auch immer, die Kommis­
sionsberichte längere Zeit vor der Sitzung 
des Landtags herauszugeben. 

Offensichtlich nahm Hilbe in Kenntnis 
dieser umstrittenen Tatsache nicht an, dass 
sich hier eine Änderung ergeben könnte. 
Doch weit gefehlt - zumindest diesmal! 

Hilbes Klage geht auch darüber, dass 
die Öffentlichkeit nicht wisse, was zwi­
schen erster Behandlung im Landtag und 
Detailbehandlung«für die eigentliche Ent­
scheidung» geschehen ist. Gehört er nicht 
jener Partei an, die f ü r  sich - wenigstens in 
Wahlkampfzeiten und bei den geschickt 
inszenierten Parteitagen - in Anspruch 
nimmt, immer von der Basis her die Ent­
scheidungen zu  erarbeiten? (G. M.)  

10,6 Mio. Franken Defizit 
Bündner Regierung legt Budget f ü r  1988 v o r  

Chur (spk) Der Kanton Graubünden 
rechnet für 1988 in der Laufenden Rech­
nung bei einem Aufwand von 1,1 Mrd 
Franken mit einem Defizit von 10,6 Mio 
Franken. Es komme nicht überraschend, 
dass man nicht an die günstigen Ab­
schlüsse der vergangenen Jahre anschlies-
sen könne, heisst es dazu am Donnerstag 
in einer Pressemitteilung des Regierungs­
rates. Angesichts der Mehrbelastungen 
durch Steuergesetzrevision, Reallohn­
erhöhung und Arbeitszeitverkürzung sei 
man zufrieden. 

Der  Regierungsrat betont, e r  habe bei 
verschiedenen Gelegenheiten auf die 
mögliche Anspannung im Finanzhaushalt 
des Kantons für die nächsten beiden Jah­
re hingewiesen. Es seien denn auch be­
sonders die beiden erwarteten Einfluss-
grössen, die trotz zurückhaltender Aus­
gabenpolitik und günstiger allgemeiner 
wirtschaftlicher Rahmenbedingungen 
den Ausgleich der Laufenden Rechnung 
verunmöglichen. So schlagen sich die mit 
der Steuergesetzesrevision verknüpften 

Steuerausfälle mit 35 bis 40 Mio erstmals 
voll nieder. Dazu belasten die Realisie­
rung der beschlossenen Reallohnerhö­
hung und Arbeitszeitverkürzung für das 
kantonale Personal und die Lehrerschaft 
das Budget mit neuen, wiederkehrenden 
Aufwendungen von rund 10 Mio Fran­
ken, wobei für 1988 noch nicht alle der 
auf 16 Mio veranschlagten Mehrkosten 
eingeschlossen sind. 

60 Prozent Deckung 
Die Investitionsrechnung sieht Brutto­

ausgaben von 315 Mio und Einnahmen 
von knapp 150 Mio vor. Die Nettoinsti-
tionen machen damit 165 Mio Franken 
aus. Aus der Laufenden Rechnung ste­
hen als Finanzierungsmittel für Investitio­
nen 98 Mio zur Verfügung. Damit kön­
nen die vorgesehenen Nettoinvestitionen 
zu 59,3 Prozent gedeckt werden. Dies 
bedeutet, dass zur vollständigen Finan­

zierung ein Fehlbetrag von 67,2 Mio 
Franken resultiert. 

«Neues» Gemeindehaus für Balzers 
Feierliche Eröffnung des neugestalteten Gemeindehauses a m  Sonntag 

Weil das ehemalige Gemeindehaus in Balzers, das in den Jahren 1959/1960 erbaut 
wurde, in verschiedenster Hinsicht den gestiegenen Anforderungen nicht mehr genügen 
konnte, gaben die Stimmberechtigten im Jahre 1985 grünes Licht f ü r  ein grosses 
Umbauprojekt, das nun vollendet werden konnte. A m  kommenden Sonntag ist die 
Einwohnerschaft zur  feierlichen Eröffnung und Einsegnung des neugestalteten 
Gemeindehauses eingeladen. A n  diesem «Tag der offenen Tür» haben alle Besucher die 
Gelegenheit, die neuen Räumlichkeiten, vor allem den grossen und kleinen Saal sowie 
das Vereinszimmer erstmals zu besichtigen - Infortriationen darüber, was seit Baube­
ginn am 12. Februar letzten Jahres bis heute gemacht wurde, gibt eine Baureportage i m  
Innern der heutigen Ausgabe. Unser Bild zeigt eine Aussenansicht des Hauses, das 
dieser Tage noch den «letzten Schliff» erhält. (Bild: Brigitt Risch) 


